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Gesetz? BErgG § 109? BEG § 236
Rechtssatz : Hat das Landgericht in einer vor dem 29» Juni

1956 erlassenen Entscheidung den Bescheid der 
Bntschadigungsbehörde "bestätigt, nachdem der 
Anspruch auf Grund des vor Inkrafttretens des 
Bundesergänzungsgeaetzes geltenden Rechts Be­
reits rechtskräftig abgewiesen worden war, so 
ist ein Rechtsmittel hiergegen nicht gegeben*

Aktenzeichen: I? ZR 186/56
Urteil des BGH vom 17, Oktober 1956 KG Berlin



IV ZB 186/56
Verkündet 

^ am 17o Oktober 1956 >Hof£mei s t er, Jus t. Anges t. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle
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I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Entschädigungsrechtsstreit
des Landes B e r l i n ,  vertreten durch den Senator 
für Inneres, dieser vertreten durch den Direktor des 
Entschädigungsamtes Berlin in Berlin W 35, Potsdamer 
Str«. 186,

Beklagten und Bevisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechts 

in
wait Dr,

g e g e n
den Dipl.Ingenieur Dr. rer. pol. Walter H

Klager und Revisionsbeklagten,
- ^rozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr,

in

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 17.. Oktober 1956 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrich­
ter Ascher, Johannsen, Dr. v. Werner und Wüstenberg

für Recht erkannt?
Das Ü?eilurteil des 17. Zivilsenats des Kammerge­
richts in Berlin vom 23. Februar 1956 wird aufge­
hoben. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil 
der 194. Zivilkammer des Landgerichts Berlin vom 
8. Juni 1955 wird als unzulässig verworfen. Die 
außergerichtlichen Kosten des Berufungs- und Re­
visionsverfahrens hat der Kläger zu tragen. Im 
übrigen sind die Verfahren gebühren- und auslagen­
frei.
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Von Rechts wegen
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Tatbestands
Der im*Jahre 1879 geborene Kläger, der Diplom-In­

genieur ist und sich vornehmlich im Schiffsbau und bei 
Schiffahrtsverbänden, darunter auch in Sowjetrußland 
betätigt hat, ist im Frühjahr 1933 Mitglied der NSDAP 
geworden» Ein Amt hat er bei ihr nicht ausgeübt,. Nach 
Ausbruch des zweiten Weltkriegs will er aus ihr wieder 
ausgetreten sein.

Im Kriege war er zum Wehrdienst eingezogen und zu­
letzt als Major in der Wirtschaftsabteilung des OKW,
Als er am 10. September 1944 von einer Dienstreise aus 
Oslo zurückkehrte, wurde er auf dem Flugplatz in Dres­
den vom Sicherheitsdienst verhaftet und nach Berlin 
gebracht. Hier wurde er am 22. April 1945 anläßlich 
der Kämpfe aus dem Gefängnis entlassen.

Der Kläger hat im Jahre 1951 eine Entschädigung we­
gen Schadens an Freiheit, Körper und Gesundheit, Ver­
mögen und im beruflichen Fortkommen beantragt. Diesen 
Antrag hat das Entschädigungsamt durch Bescheid vom 
25. August 1952 auf Grund der Vorschriften des Berliner 
Entschädigungsgesetzes abgelehnt, weil der Kläger Mit­
glied der NSDAP gewesen ist. Sein hiergegen erhobener 
Einspruch ist vom Landgericht durch Beschluß vom 6»
März 1955 rechtskräftig abgewiesen worden,

for"

Y

Nach Inkrafttreten des Bundesergänzungsgesetzes 
hat der Kläger .seinen Entschädigungsantrag wiederholt. 
Das Entschädigungsamt hat diesen wiederum abgelehnt. 
Die hiergegen erhobene Klage hat das Landgericht ab­
gewiesen. Auf die vom Kläger eingelegte Berufung hat 
das Kammergericht durch Teilurteil das beklagte Land 
verurteilt, an den Kläger 1.120,—  DM für Schaden an 
Freiheit zu zahlen. Es hat die Revision zugelassen. 
Mit dieser beantragt der Beklagte, die Berufung des
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Klägers gegen das Urteil des Landgerichts zu ver­
werfen, hilfsweise sie zurückzuweisent Der Kläger 
bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entsche idungsgründe s
Die Revision hält die vom Kläger gegen die Ent­

scheidung des Landgerichts eingelegte Berufung für un­
zulässig. Die Entschädigungsansprüche des Klägers seien 
bereits vor Inkraft tx*e ten des Bunde serg'änzungs ge setz es 
rechtskräftig abgewiesen worden- Der Kläger habe zwar 
nach Inkrafttreten des Bundesergänzungsgesetzes einen 
neuen Antrag auf Entschädigung stellen können. In einem 
solchen Palle sei aber, wenn die Entschädigungsbehörde 
wieder eine Entschädigung versage und das Landgericht 
diese Versagung bestätige, die Entscheidung endgültig 
und mit einer Berufung nicht mehr anfechtbar.. Der Pall 
liege hier vor.

Eie Auffassung der Revision trifft zu. Der Kläger 
konnte, nachdem sein Entschädigungsanspruch durch den 
Beschluß des Landgerichts vom 6. März 1953 abgewiesen 
worden war, gemäß § 91 Abs 4 Satz 2 BErgG- einen neuen 
Entschädigungsantrag stellen. Nachdem aber dieser An­
trag von der Entschädigungsbehörde wieder abschlägig 
beschießen war und das Landgericht diesen Bescheid be­
stätigte, war diese Entscheidung gemäß § 109 Satz 1 
BErgG endgültig. Die Berufung des Klägers war, was 
das Kammergericht übersehen hat, somit unzulässig 
(vgl auch die Entscheidung IV ZB 87/56).

Diese Unzulässigkeit ist auch durch das Bundes­
entschädigungsgesetz vom 29- Juni 1956 nicht behoben 
worden,- Zwar enthält dieses nicht mehr eine dem § 109 
BErgG entsprechende Bestimmung. Das Verfahren und der 
Rechtszug ist vielmehr für alle Entschädigungsansprü­
che . einheitlich geregelt, so daß eine Berufung
gegen die Entscheidung des Landgerichts, selbst wenn
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mit ihr nur die erneute Ablehnung einer Entschädigung 
durch die Entschädigungsbehörde bestätigt wird, nun­
mehr gegeben ist. Wie der erkennende Senat in seiner 
zur Veröffentlichung bestimmten Entscheidung vom 19. 
September 1956 - IV ZB 103/56 näher ausgeführt hat, 
können jedoch die neuen Verfahrensvorschriften des 
Bundesentschädigungsgesetzes nicht rückwirkend auf 
Entscheidungen angewendet werden, die vor Erlaß des 
Bundesentschädigungsgesetzes vom 29» Juni 1956 ergangen 
sind. Bas Änderungsgesetz sieht in seinem Art III Nr 14 
auch nicht eine erweiterte infechtung bereits vorlie­
gender Entscheidungen vor, im Gegenteil ergibt sich aus 
§ 236 Abs 2 BEG-, daß die Zulässigkeit eines Rechtsmit­
tels gegen die vor Inkrafttreten des Gesetzes ergange­
nen Entscheidungen sich nach den bisher geltenden Vor­
schriften richten soll. Etwas Gegenteiliges läßt sich 
auch nicht aus dem Art III Nr 7 Abs 2 ÄndG oder dem 
§ 234 BEG und dem § 189 Abs 2 BEG entnehmen. Denn die­
se Vorschriften besagen nur etwas über die Notwendig­
keit eines neuen Antrages in den Rallen, in denen ein 
Entschädigungsanspruch auf Grund der Vorschriften des 
Bundesergänzungsgesetzes oder des vor diesem geltenden 
Rechts abgelehnt werden ist. und über die Wahrung der 
Antragsfrist, wenn Ansprüche bei einer unzuständigen 
Behörde gestellt oder bei Gericht geltend gemacht wer­
den. Sie besagen aber nichts über eine Rückwirkung der 
neuen VerfahrensVorschriften des Bundesentschädigungs- 
gesetzes, insbesondere über die Zulässigkeit von Rechts­
mitteln gegen Entscheidungen, gegen die es bisher ein 
Rechtsmittel nicht gab. Infolgedessen muß. es bei der 
Ablehnung der Entschädigungsansprüche durch das Land­
gericht verbleiben unbeschadet des Rechts des Klägers, 
gemäß Art III Nr 9 Abs 1 ÄndG einen neuen Antrag auf 
Entschädigung zu stellen.

Bas Berufungsurteil mußte daher aufgehoben und die 
Berufung des Klägers gegen das Urteil des Landgerichts



als ‘unzulässig verworfen werden, Hierbei war die Verwer­
fung nicht nur auf die Entschädigungsansprüche zu be­
schränken, über die das Berufungsgericht in dem ange­
fochtenen Teilurteil entschieden hat, vielmehr entspre­
chend dem vom Beklagten gestellten Antrag im vollen Um­
fang auszusprechen, da infolge der Hechtskraft des Ur­
teils des Landgerichts eine sachliche Entscheidung über 
die beim Kammergericht noch anhängigen Entschädigungs­
ansprüche durch das Berufungsgericht nicht möglich ist 
und der Kläger sich atich rügelos auf den Revisionsantrag 
des Beklagten eingelassen hat (vgl RGZ 171, 129 f /13I/; 
BGHZ 8, 383 f ß 8 $ / \  12, 273 f /27I7; HJW 1954, 640 f 

sowie die Entscheidung vom 29- Juni 1955 - IV ZR 
37/55).

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 
§ 225 BEG, § 97 ZPO.
Schmidt Ascher Johannsen v, Werner Wüstenberg
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